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Personal- und Lohnverordnung (PLV) 

Änderung vom 16. Oktober 2019 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau 

beschliesst: 

I. 

Der Erlass SAR 165.111 (Personal- und Lohnverordnung [PLV] vom 

25. September 2000) (Stand 1. Juli 2016) wird wie folgt geändert: 

Ingress (geändert) 
Der Regierungsrat des Kantons Aargau, 

gestützt auf die §§ 4 Abs. 1, 6, 15 Abs. 2, 23 Abs. 3, 25 Abs. 1 und 37 

Abs. 5 des Gesetzes über die Grundzüge des Personalrechts (Personalge-

setz, PersG) vom 16. Mai 2000 1), die §§ 5 Abs. 4, 9 Abs. 1 und 3, 14 

Abs. 2, 16 Abs. 3, 20 Abs. 1 und 2, 29 Abs. 2 sowie Anhang III Ziffer 1 

Abs. 2 des Dekrets über die Löhne des kantonalen Personals (Lohndekret) 

vom 30. November 1999 2) und auf § 5 Abs. 1 des Organisationsgesetzes 

vom 26. März 1985 3), 

beschliesst: 

§  5 Abs. 4 (geändert) 

4 Die Departemente, die Staatskanzlei und die Gerichte sowie die Justiz-

verwaltung informieren Human Resources Aargau (HR Aargau) über die 

von ihnen getroffenen Regelungen. 

§  7 Abs. 3 (geändert) 

3 Die Ausschreibung erfolgt im Auftrag der Anstellungsbehörde durch HR 

Aargau oder gemäss den Vorgaben von HR Aargau durch die Anstellungs-

behörde. 

                                                                 
1) SAR 165.100 
2) SAR 165.130 
3) SAR 153.100 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/165.111/de
http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/165.100/de
http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/165.130/de
http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/153.100/de
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§  8 Abs. 2 (geändert) 

2 Die Anstellungsbehörde stellt den Anstellungsvertrag gemäss den formel-

len Vorgaben von HR Aargau aus. 

§  19 Abs. 2 (geändert) 

2 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung sowie die unselbstständigen Anstalten bezeichnen je eine interne An-

laufstelle für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von sexueller Belästi-

gung oder von Mobbing betroffen sind. Sie melden diese Stelle HR Aar-

gau. 

§  20 Abs. 1 (geändert) 

1 Falls eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter bei ungerechtfertigten An-

griffen oder Ansprüchen, die im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfül-

lung stehen, den Rechtsweg beschreiten muss, prüfen die Departemente, 

die Staatskanzlei oder die Gerichte und die Justizverwaltung auf Gesuch 

hin die Übernahme der Kosten für den Rechtsschutz. 

§  21 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung sowie die Direktionen der unselbstständigen Anstalten bezeichnen die 

zuständigen Stellen für die Führung der Personalakten. 

§  23 Abs. 2 (geändert) 

2 Der Regierungsrat kann auf Antrag der Departemente, der Staatskanzlei, 

der Gerichte und der Justizverwaltung sowie der Direktionen der unselbst-

ständigen Anstalten eine vertrauensärztliche Untersuchung für einzelne 

Berufsgruppen als obligatorisch erklären. 

§  24 Abs. 2 (geändert) 

2 Die Ermächtigung zur Äusserung wird auf Gesuch hin von der Departe-

mentsvorsteherin oder dem Departementsvorsteher, der Staatsschreiberin 

oder dem Staatsschreiber sowie der Justizleitung erteilt. 

§  30a (neu) 

Ferien bei Änderung des Beschäftigungsgrads 

1 Vor einer Änderung des Beschäftigungsgrads sind die Ferien anteilsmäs-

sig zu beziehen. 
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2 Die Leitung der Departemente, der Staatskanzlei und der Gerichte sowie 

der Justizverwaltung entscheidet auf Antrag der Anstellungsbehörde, ob 

ausnahmsweise von Absatz 1 abgewichen werden kann. Gegebenenfalls ist 

wie folgt vorzugehen: 

a) Wurden weniger Ferientage bezogen, werden zur Berechnung der 

Ferientage nach neuem Beschäftigungsgrad die gesamte Sollarbeits-

zeit der nicht bezogenen Ferientage nach altem Beschäftigungsgrad 

und der Ferienanspruch nach neuem Beschäftigungsgrad addiert und 

das Ergebnis durch die tägliche Sollarbeitszeit nach neuem Beschäf-

tigungsgrad dividiert. 

b) Wurden mehr Ferientage bezogen, wird zur Berechnung der Ferien-

tage nach neuem Beschäftigungsgrad die gesamte Sollarbeitszeit der 

zu viel bezogenen Ferientage nach altem Beschäftigungsgrad vom 

Ferienanspruch nach neuem Beschäftigungsgrad subtrahiert und das 

Ergebnis durch die tägliche Sollarbeitszeit nach neuem Beschäfti-

gungsgrad dividiert. 

3 Die Berechnungen gemäss Absatz 2 erfolgen in Stunden, die Ergebnisse 

werden mathematisch auf Halbtage aufgerundet. 

4 Die Änderung des Beschäftigungsgrads darf erst dann vollzogen werden, 

wenn nach den Berechnungen gemäss den Absätzen 2 und 3 der Ferienan-

spruch gemäss § 28 Abs. 1 gewährleistet ist. 

§  34 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert) 

1 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung sowie die Direktionen der unselbstständigen Anstalten können ihren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unbezahlten Urlaub gewähren, wenn die 

betrieblichen Verhältnisse dies erlauben. Die maximale Dauer beträgt ein 

Jahr. 

2 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung sowie die Direktionen der unselbstständigen Anstalten können bezahl-

ten Urlaub gewähren für unbezahlte Arbeitseinsätze, die im öffentlichen 

Interesse geboten sind. 

3 Bei den Beamtinnen und Beamten der Gerichte entscheidet die Justizlei-

tung, bei den übrigen Beamtinnen und Beamten das zuständige Departe-

ment über die Urlaubsgewährung gemäss den §§ 33 Abs. 3 und 4 sowie 34 

Abs. 1 und 2. 

§  35 Abs. 2 (geändert) 

2 Für die Beamtinnen und Beamten, die gemäss Anhang II zum Lohndekret 

entlöhnt werden, legt das zuständige Departement den Anfangslohn fest. 

Bei den Gerichten ist diese Aufgabe der Justizleitung übertragen. 
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§  39 Abs. 5 (neu) 

5 Ausgerichtete Dienstaltersgeschenke werden bei einer Änderung des 

Beschäftigungsgrads analog § 30a behandelt. 

§  41 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert) 

2 Die Arbeitsplatzbewertung wird auf Antrag der Departemente, der 

Staatskanzlei, der Gerichte und der Justizverwaltung oder der Direktionen 

der unselbstständigen Anstalten durch die Bewertungskommission durch-

geführt. 

3 Sind die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizver-

waltung oder die Direktionen der unselbstständigen Anstalten mit einem 

Entscheid der Bewertungskommission nicht einverstanden, entscheidet der 

Regierungsrat. 

§  42 Abs. 1 (geändert) 

1 Auf Antrag der Departemente, der Staatskanzlei und der Gerichte sowie 

der Justizverwaltung klärt HR Aargau ab, ob die Voraussetzungen für die 

Ausrichtung einer Arbeitsmarktzulage für bestimmte Funktionen gegeben 

sind. 

§  43 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung sowie die Direktionen der unselbstständigen Anstalten entscheiden, 

ob für Mahlzeiten, die am Arbeitsort eingenommen werden müssen und zu 

Lasten des Arbeitgebers gehen, Abzüge vom Lohn vorgenommen werden. 

Die Höhe der Abzüge bestimmt sich nach den Vorschriften der Sozialver-

sicherungsgesetzgebung. 

§  46 Abs. 1 (geändert) 

Aufgaben und Kompetenzen von HR Aargau (Überschrift geändert) 

1 HR Aargau unterstützt den Regierungsrat in Fragen der Personalpolitik. 

Sie erbringt Dienstleistungen für die Departemente, die Staatskanzlei, die 

Gerichte und die Justizverwaltung sowie für die unselbstständigen Anstal-

ten. Sie formuliert die Grundlagen der Personalentwicklung und organisiert 

Bildungsveranstaltungen. Sie sorgt für einen einheitlichen Vollzug der 

personal- und lohnrechtlichen Bestimmungen und ist zuständig für ein 

entsprechendes Controlling. 

§  47 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Departemente, die Staatskanzlei, die Gerichte und die Justizverwal-

tung bezeichnen ihre Personalverantwortlichen. 
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II. 

1. 
Der Erlass SAR 160.621 (Verordnung über die Weiterbildung des Perso-

nals [Weiterbildungsverordnung] vom 22. September 2004) (Stand 1. Ja-

nuar 2005) wird wie folgt geändert: 

§  5 Abs. 1 (geändert) 

1 Bei Vorliegen betrieblicher Gründe können die Departemente, die Staats-

kanzlei sowie die Gerichte und die Justizverwaltung Weiterbildungen an-

ordnen. 

§  7 Abs. 1 (geändert) 

1 Vor Abschluss von Vereinbarungen über externe Weiterbildungen sowie 

interne, welche eine Verpflichtungszeit nach sich ziehen, hat die vorgesetz-

te Person beim zuständigen Departement, bei der Staatskanzlei, bei den 

Gerichten beziehungsweise bei der Justizverwaltung eine Bewilligung 

einzuholen. 

§  8 Abs. 1 (geändert) 

1 Human Resources Aargau (HR Aargau) verfasst jährlich auf Grundlage 

der Informationen der Departemente, der Staatskanzlei sowie der Gerichte 

und der Justizverwaltung einen Bericht an den Regierungsrat über die Wei-

terbildung der Mitarbeitenden. 

§  19 Abs. 1 (geändert) 

1 Bei Nichteinhalten der Verpflichtungszeit können das zuständige Depar-

tement, die Staatskanzlei, die Gerichte beziehungsweise die Justizverwal-

tung aus wichtigen Gründen auf die Rückerstattung ganz oder teilweise 

verzichten. 

§  20 Abs. 1 (geändert) 

1 Bei Abbruch der Weiterbildung oder bei Nichtbestehen der Abschluss- 

oder Diplomprüfung entscheiden das zuständige Departement, die Staats-

kanzlei, die Gerichte beziehungsweise die Justizverwaltung über die Rück-

erstattung. 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/160.621/de
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§  22 Abs. 1 (geändert) 

1 Die Departemente, die Staatskanzlei sowie die Gerichte und die Justiz-

verwaltung können bei Neuanstellungen die nachgewiesenen Rückerstat-

tungskosten der Mitarbeitenden gegenüber dem ehemaligen Arbeitgeber 

vollständig oder teilweise übernehmen. 

§  23 Abs. 1 (geändert) 

1 Für das Vorbereiten von Prüfungen können das zuständige Departement, 

die Staatskanzlei beziehungsweise die Gerichte und die Justizverwaltung 

Mitarbeitenden einen bezahlten Urlaub von bis zu zehn Tagen gewähren. 

2. 
Der Erlass SAR 161.115 (Arbeitszeitverordnung [AZV] vom 1. Septem-

ber 1999) (Stand 1. Januar 2017) wird wie folgt geändert: 

§  1 Abs. 1 (geändert) 

1 Diese Verordnung gilt für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der kan-

tonalen Verwaltung sowie der Gerichte und der Justizverwaltung. Ausge-

nommen sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, für deren Berufsgruppe 

spezielle Erlasse bestehen. 

§  2 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert) 

1 Der Vollzug dieser Verordnung obliegt den Departementen, den Gerich-

ten und der Justizverwaltung sowie der Staatskanzlei. Sie bezeichnen in-

nerhalb ihrer Organisation die zuständigen Stellen und Personen. 

2 Human Resources Aargau (HR Aargau) berät und unterstützt die Depar-

temente, die Gerichte und die Justizverwaltung sowie die Staatskanzlei bei 

der Umsetzung. Sie überprüft den vorschriftsgemässen Vollzug. 

§  3 Abs. 2 (geändert) 

2 Im Interesse der Öffentlichkeit und der Kunden oder aus betrieblichen 

Gründen legen die Departemente, die Gerichte und die Justizverwaltung 

sowie die Staatskanzlei für einzelne Dienststellen nötigenfalls zusätzliche 

Betriebszeiten fest. 

§  5 Abs. 2 (geändert) 

2 HR Aargau berechnet die tägliche, monatliche und jährliche Regel-

Sollarbeitszeit und gibt diese rechtzeitig bekannt. 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/161.115/de
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§  10 Abs. 4 (geändert) 

4 Die Departemente, die Gerichte und die Justizverwaltung sowie die 

Staatskanzlei können Weisungen für die in ihrem Bereich geltende Erfas-

sung der Arbeitszeit erlassen. 

§  18 Abs. 3 (geändert) 

3 Arbeitszeitvereinbarungen im Zusammenhang mit dem Bandbreitenmo-

dell sind durch die zuständigen Stellen HR Aargau zu melden, sofern sie 

sich auf den Lohn auswirken. 

3. 

Der Erlass SAR 165.175 (Verordnung über die Löhne besonderer Perso-

nalkategorien vom 19. September 2001) (Stand 1. Mai 2019) wird wie 

folgt geändert: 

§  6 Abs. 3 (geändert) 

3 Der Lohn von anderen Berufspraktikantinnen und Berufspraktikanten, 

welche durch Institutionen oder Organisationen vermittelt werden, die den 

Arbeitslosen bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt behilflich sind, 

wird von der Anstellungsbehörde mit Zustimmung von Human Resources 

Aargau (HR Aargau) festgelegt. 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

IV. 

Die Änderungen unter Ziff. I. und II. treten am 1. Januar 2020 in Kraft. 

Aarau, 16. Oktober 2019 Regierungsrat Aargau 

  

Landammann 

HOFMANN 

  

Staatsschreiberin 

TRIVIGNO 

http://gesetzessammlungen.ag.ch/data/165.175/de
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